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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Ursula Fischer, Dr. Barbara Höll 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 1 2/3949 — 


zur Aktualisierung und Konkretisierung der Kleinen Anfrage 
— Drucksachen 12/3545, 12/3728 — 


Weiterer Erhalt der übrig gebliebenen Polikliniken in den neuen 
Bundesländern 


1. Welche poliklinischen Einrichtungen (namentlich) existieren im 
Bereich der Kassenärztlichen Vereinigungen (KV) Berhn, Branden- 
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen? 

Bitte auch die Anzahl der Ärzte/Ärztinnen in diesen Einrichtungen 
angeben. 


Gegenüber der Kleinen Anfrage (Drucksache 12/3728) - Antwort 
der Bundesregierung vom 6. November 1992 - ist die Zahl der in 
zugelassenen Einrichtungen tätigen Ärzte weiter rückläufig und 
beläuft sich mit Stand Mitte Dezember 1992 auf: 

Land/KV Einrichtungen Zahl der Ärzte 


Berlin 

51 

276 

Brandenburg 

69 

269 

Mecklenburg- Vorpommern 

28 

67 

Sachsen 

97 

483 

Sachsen-Anhalt 

64 

213 

Thüringen 

34 

156 


343 1 464 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Staatssekretärs im Bundesministerium für 
Gesundheit vom 30. Dezember 1992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Eine namentliche Auflistung liegt der Bundesregierung bisher 
nicht vor. Hierzu wurden Informationen von den Kassenärztlichen 
Vereinigungen der neuen Ländern einschheßhch Berlin angefor- 
dert. Die Antworten sind jedoch nicht vor Mitte Januar 1993 zu 
erwarten. 


2. Welche Einrichtungen im Bereich der genannten Kassenärztlichen 
Vereinigungen wurden wegen Unwirtschaftlichkeit wann ge- 
schlossen? 

Bitte Anzahl der Ärzte/Ärztinnen, die in diesen Einrichtungen gear- 
beitet hatten, angeben. 


Detaillierte Informationen zur Wirtschaftlichkeit zugelassener 
Einrichtungen liegen auch nach Rücksprache mit der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung nicht vor. Eine Informationspflicht 
hierzu besteht nicht. 

Einnahmen aus der kassenärztlichen Versorgurig machen nur 
einen begrenzten Teil der Gesamteinnahmen zugelassener Ein- 
richtungen aus. Die Kassenärztliche Bundesvereinigung hat am 
5. November 1990 ein Sonderrundschreiben herausgegeben, das 
einen Überblick über alle Kostenträger gibt, die ab dem 1. Januar 
1991 die Zahlungsverpflichtung für die verschiedenen medizini- 
schen Leistungen besitzen. Eine Kopie des Rundschreibens ist als 
Anlage beigefügt. 

Diesen vielfältigen Einnahmen stehen Ausgaben der Einrichtun- 
gen gegenüber, die weitestgehend durch die Leistungsstruktur, 
die personelle Besetzung, die räumlichen Bedingungen, die 
Eigentumsverhältnisse an den Gebäuden und die Verwaltungs- 
form bestimmt werden. 

Soweit bekannt ist, ist die Auflösung zugelassener Einrichtungen 
in erster Linie auf das Bestreben der Ärzte zurückzuführen, sich in 
eigener Praxis niederzulassen. Die Schließung von Einrichtungen 
basiert auf Entscheidungen der Träger (in der Regel Landkreise, 
Städte und Gemeinden) und ist nicht in jedem Fall auf fehlende 
Wirtschaftlichkeit zurückzuführen. 


3. Welche verschiedenen Modelle im Bereich der genannten KV wur- 
den bei der Umstrukturierung von Polikhniken überwiegend ange- 
wandt und favorisiert? 


Bei der Umstrukturierung polikhnischer Einrichtungen fand spe- 
ziell im Land Brandenburg das sogenannte Brandenburger 
Modell Anwendung. Zu diesem Modell wurde vom Landesmini- 
sterium für Arbeit und Soziales eine Broschüre herausgegeben, 
die auch eine Zusammenfassung der Einrichtungen enthält, die 
nach diesem Modell umstrukturiert wurden und werden. 

In Berlin (Ost) wurden 13 Einrichtungen (Polikliniken, Ambula- 
torien und einzelne staatliche Arztpraxen) modellhaft zu einem 
Betrieb (Gesundheitlich-Soziale Zentren Berlin - GSZB) in landes- 
eigener Trägerschaft zusammengefaßt. Die Umstrukturierung ist 
noch nicht abgeschlossen. 
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Der Bundesminister für Gesundheit fördert in beiden Ländern 
diese Projekte durch die Bereitstellung von Mitteln. 

Weitere Umstrukturierungsmaßnahmen richteten sich insbeson- 
dere auf die Schaffung effektiver personeller Strukturen in den 
Einrichtungen, die wirtschaftliche Nutzung der zur Verfügung 
stehenden Gebäude (z. B. durch die Vermietung von Flächen an 
niedergelassene Ärzte, Apotheken, Optiker, Hörgeräteakustiker, 
private Saunen usw.) sowie die Entflechtung von medizinischen 
und nichtmedizinischen Bereichen (z. B. durch Auftragsvergabe 
an privatwirtschaftliche Unternehmen für Reinigungsleistungen 
oder Kantinenbetrieb). Diese Maßnahmen sind auf die konkrete 
Situation der Einrichtung bezogen, spezielle Modelle existieren 
dafür nicht. 


4. Gibt es erste Erfahrungen zur Wirtschaftlichkeit der umstrukturier- 
ten Einrichtungen (bitte Gegenüberstellung und Zahlenentwick- 
lungen)? 


Erfahrungen zur Wirtschaftlichkeit von umstrukturierten Einrich- 
tungen liegen bisher nicht vor. 
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KASSENÄRZTLICHE BUNDESVEREINIGUNG 


Anlage 


Anlage zum Rundschreiben - Nr. H 54 - II 6/90 vom 5. November 1990 


Leistungsbereiche der Polikliniken, ärztlich geleiteten kommunalen, staatlichen und freigemeinnüt- 
zigen Gesundheitseinrichtungen einschließlich der Einrichtungen des Betriebsgesundheitswesens 


Leistungs- 

bereich 

Leistungsarten 

Kostenträger 

Zahlungspflichtig 

1. 

Ärztliche Behandlung (einschl. ärztücher Notfalldienst) im 

Sinne von § 28 Abs. 1 SGB V 

GKV über KV oder Selbst- 
zahler (Privatpatient) 

2. 

a) Zahnärztliche Behandlung im Sinne von § 28 Abs. 2 SGB V 

b) Kieferorthopädische Behandlung einschl. zahntechnischer 
Leistungen 

c) Gruppenprophylaxe (§ 21 SGB V) 

GKV über KZV oder 
Selbstzahler (Privatpatient) 

Versicherter oder Selbst- 
zahler (Privatpatient) 

Kommune und GKV 

3. 

Zahnersatz einschl. zahntechnischer Leistungen 

Versicherter nach Erhalt 
seines Kassenanteils oder 
Selbstzahler (Privatpatient) 

4. 

Zahntechnische Leistungen von niedergelassenen Zahnärzten 
abgefordert 

GKV über KZV und Ver- 
sicherter oder Selbstzahler 
(Privatpatient) 

5. 

Abgabe von verordneten Heilmitteln (z. B. Sprachtherapie, 
Krankengymnastik, Massage, Beschäftigungstherapie) durch 
Angehörige nichtärztUcher Berufe innerhalb der Poliklinik 

GKV (Liefervertrag) oder 
Selbstzahler (Privatpatient) 

6. 

Abgabe von verordneten Hilfsmitteln (z. B. Brillen, Hörgeräte, 
Körperersatzstücke, Kontaktlinsen) durch Angehörige nichtärzt- 
licher Berufe innerhalb der Poliklinik 

GKV (Liefervertrag) oder 
Selbstzahler (Privatpatient) 

7. 

Schwangerenbetreuung und andere selbständige Leistungen 
durch Hebammen nach Maßgabe des Leistungsverzeichnisses 
der Hebammengebührenverordnung 

GKV oder Selbstzahler 
(Privatpatient) 

8. 

Sonstige von der GKV nach speziellen Verträgen ggf. zu über- 
nehmende Leistungen (z. B. Dialysesachkosten, Impfverein- 
barung, Onkologie Vereinbarung) 

GKV oder Selbstzahler 
(Privatpatient) 

9. 

Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen nach den berufs- 
genossenschaftlichen Grundsätzen und weitere durch das 
Arbeitssicherheitsgesetz bedingte Aufgaben 

Arbeitgeber 

10. 

Leistungen für Einrichtungen des betrieblichen Gesundheits- 
wesens (z. B. Laboruntersuchungen) 

Arbeitgeber 

11. 

Einstellungs-, Eignungs- und Tauglichkeitsuntersuchungen 
außerhalb der Vorschriften des Arbeitssicherheitsgesetzes und 
der berufsgenossenschaftlichen Vorgaben 

Arbeitgeber 

12. 

Atteste und Gutachten für Sporttauglichkeit, Fahrerlaubnisse, 
Flugscheine etc. 

Proband selbst 

13. 

Medizinische und ergänzende Maßnahmen der Rehabilitation 
(z, B. Arbeitstherapie und Belastungserprobung) (§§42 und 43 

SGB V) 

verschiedene Träger: 
Ansprechpartner Kranken- 
kassen 
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Leistungs- 

bereich 

Leistungsarten 

Kostenträger 

Zahlungspflichtig 

14. 

Gutachten und dafür erforderhche Untersuchungen [z. B. 
Schwerbehinderung, Erwerbsunfähigkeit, Invalidität, Gerichte, 
Versicherungen, Polizei (z. B. Blutalkohol, Haftfähigkeit)] 

Anfordernde Stelle 

15. 

Jugendarbeitsschutzuntersuchung 

Bundesländer 

16. 

Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes (z. B. Mütter- 
beratung, Impfungen, schulzahnärztlicher Dienst, 

Tbc-Fürsorge, Bundes-Seuchengesetz u. a. m.) 

Kommunen 

17. 

Gesundheitsfürsorgerische Maßnahmen (z. B. Gemeinde- 
schwester, Altenbetreuung, Diätberatungen, Drogenberatung) 

Kommunen, freigemein- 
nützige Einrichtungen, 
ggf. Krankenkassen nach 
Satzung 

18. 

Häusl. Krankenpflege für Behandlungs- und Grundpflege, 
Haushaltshilfe, häushche Pflegehilfe bzw. gesundheits- 
fördernde Maßnahmen 

GKV 

19. 

Freie Heilfürsorge für Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, Zivil- 
dienst, Polizei u. a. 

Bundes- und Landes- 
ministerien 

20. 

Wehrtauglichkeitsuntersuchungen 

Bundesminister der 
Verteidigung 

21. 

Leistungen der Pohkliniken für stationäre Einrichtungen 

Krankenhäuser 

22. 

Leistungen sozialpädiatrischer Zentren (Ermächtigung durch 
Zulassungsausschuß) 

GKV soweit Leistungen der 
Krankenversicherung 

23. 

Versorgung von Arbeitsunfällen, Wegeunfällen, Kindergarten- 
und Schulunfällen, Behandlung von Berufskrankheiten 

Gesetzt. Unfall- 
versicherung (Berufs- 
genossenschaften) 

24. 

Behandlung von Kriegsfolgeleiden u. a. (Leistungsumfang des 
sozialen Entschädigungsrechts) 

über GKV zu Lasten des 
Bundes 

25. 

Anspruchsberechtigte nach § 37 Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG) 

Sozialamt 

26. 

Atypische Leistungen, die von der Poliklinik hilfsweise für 
andere Einrichtungen ausgeführt werden (z. B. Fahrbereit- 
schaft) 

Auftraggeber 


5 






Druck: Thenee Druck, 5300 Bonn 1 , Telefon 91781-0 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 201363, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (0228) 363551, Telefax (0228) 361275 

ISSN 0722-8333 



